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Zugestellt
der Rev„Klägerin
am 5„11„19609
dem Rev.Beklagten
am 7„11„19609
der Beigeladenen

am 5°11„1960

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen
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beigeladen;

ooooooooocoe oooooooooooo o oooooooo o ooooooo ooooooooooo

hat der 11„ Senat des Bundessozialgeriohts ohne münd—

liche Verhandlung nach @ 124 Abs° 2 in Verbindung mit

5 153 Abs„ 1 und @165 des Sozialgerichtsgesetzes am
180 Oktober 1960 unter Mitwirkung

des Senatspräsidenten Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzenden9

der Bundesrichterin Dr„ S c h w a r z und

des Bundesrichtere Dr„ K r e b 3
als weiteren Berufsrichtern‚

des Bundessozialrichters Dr° A n k e n b r a n k und

der Bundessozialrichterin F r o s c h
als ehrenamtlichen Beisitzern

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 28„ Mai 1959 wird als un—

zulässig verworfeno

Die Klägerin hat die außergerichtlichen Kosten des

Beklagten und der Beigeladenen zu erstatten°
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Die Beigeladene beantragte am 90 Dezember 1952 Versorgung wegen
des Verluste des linken Mittelfingers; sie gab an, sie habe sich
am 250 September 1942 als Rote—Kreuz—bchwester in dem als Reser—

velazarett verwendeten Deutschen Roten Kreuz—Krankenhaus Seelow

in der Mark mit einer Ampulle am linken Mittelfinger geritzt, als
Folge dieser Verletzung sei der Finger im Oktober 1942 amputiert

worden° Die damalige Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst

und_Wohlfahrtspflege hatte ihr hierfür durch Bescheid vom 25° Ju—

ni 1944 ab 26° september 1942 bis zum Zusammenbruch 1945 zunächst
Voll— und dann Teilrente aus der Reichsunfallversicherung geWährto

Mit Bescheid vom 5° August 1955 lehnte das Versorgungsamt (Ver—
sorng) I Berlin den Antrag ab, weil die Tätigkeit als Schwester

keine militärische oder militärähnliche Dienstverrichtung gewesen
sei‚ die Beigeladene vielmehr Zivildienst in einem Lazarett auf

Grund eines "Dienst— oder Arbeitsvertrages" geleistet habe; es

habe sich um einen Arbeitsunfall gehandelt, den die gesetzliche

Unfallversicherung zu entschädigen habe° Die Beigeladene legte

gegen dieSen Bescheid kein Rechtsmittel ein, sie beantragte viel—

mehr am 18° August 1955 bei der Klägerin die Wiedergewährung der

Rente und machte verschlimmerung der Unfallfolge geltend° wie Klä—

gerin entschied über diesen Antrag zunächst nicht, gewährte der

Beigeladenen jedoch im Laufe des Verfahrens im Wege der vorläufi—

gen Fürsorge eine Rente.nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

(MdEc) von 20 V.H. Da sie der Auffassung war, nicht sie, sondern
der Beklagte habe für die Folgen des Unfalls aufzukommen9 erhob

sie am 19° Dezember 1955 Klage vor dem Sozialgericht (SG„) mit dem

Antrag, "das Versorgungsamt Berlin für zuständig zu erklären"o

Das SG„ wies die Klage ab (Urteil vom 4„2„1957); es hielt sie in

analoger Anwendung des 5 55 Abs. 1 Nr. 2 des Sozialgerichtsgeset—

zes (SGG) zwar für zulässig, jedoch für unbegründet, weil die Bei—

geladene keinen militärähnlichen Dienst im Sinne des Bundesversor—

gungsgesetzes (BVG) geleistet habe°
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Gegen dieses Urteil legte die Klägerin Berufüng ein° Das Landes—

sozialgericht (LSG0) Berlin hob das Urteil des SG„ auf und wies

die Klage als unzulässig ab (Urteil vom 28„5‚1959)° Zur Begrün—

dung führte es aus, nach 5 55 Abs„ 1 Nr° 2 SGG könne zwar ein Ver—

siche1ungsträger die Feststellung begehren‚ daß ein anderer Ver—

sicherungsträger "zuständig" sei° Die Voraussetzungen dieser Vor—
schrift seien aber nicht gegeben, weil der Beklagte kein Versi—

cherungsträger sei; die Voraussetzungen der Feststellungsklage

seien in 5 55 SGG abschließend geregelt; das SG° habe die Klage

zu Unrecht für zulässig gehalten° Das LQG„ ließ die Revision

nicht zu„

Gegen das amp23° Juni 1959 zugestellte Urteil legte die Klägerin

am 20° Juli 1959 Revision ein und begründete ihr Rechtsmittel im

gleichen Schriftsatzo

Sie trug vor, da3'LSG° habe zu Unrecht statt eines Sachurteils

ein Prozeßurteil erlassen, darin liege ein wesentlicher Mangel

des Verfahrens° Das LSG° habe sich nicht an den Wortlaut des An?

trags halten dürfen, es habe auf das tatsächliche Begehren einge—

hen müssen; dieses gehe dahin, daß der Bescheid des Beklagten vom

50 August 1955 aufgehoben werde9 weil es sion bei demUnfall der
Beigeladenen um einen Unfall aus Anlaß militärähnlichen Dienstes

gehandelt habe (5 3 Abs° 1 Buchst° f BVG), für den der Beklagte

einzutreten habe (@ 54 BVG)« Das LSG. habe auch das Begehren der

Klägerin unter dem Gesichtspunkt einer Leistungsklage nach @54

Abs° 5 SGGund auch unter den Gesichtspunkten des €}55 Abs° 1
Nro 1‚ 3 und 4 SGG prüfen müssen„

Die Klägerin beantragte,

das Urteil des LSG°Berlin vom28„ Mai 1959unddas
Urteil des SG, Berlin vom 4° Februar 1957 aufzuheben,

den Beklagten zur Anerkennung zu verurteilen, daß er

zur Entschädigung des Unfalls der Beigeladenen vom

25„ September 1942 verpflichtet sei?

hilfsweise‚ festzustellen, daß der Beklagte für die

Entschädigung des Unfalls zuständig sei,
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und
weiter hilfsweise, den Rechtsstreit zur neuen

Verhandlung und Entscheidung an das LSG° zurück—
zuverweisen° “\

Der Beklagte und die Beigeladene beantragten‚

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

“Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne mündliche

Verhandlung einverstanden (5% 124 Abs. 2, 153, 165 SGG)„

II

Da das LSG; die Revision nicht zugelassen hat, ist sie nur statt—

haft‚ wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens in der im Ge—

setz vorgeschriebenen Form gerügt werden kann (@@162 Abs° 1 Nr°
29 164 Abs° 2 SGG)° Die Klägerin erblickt den Mangel des Verfah—

rens darin? daß das LSGO ihre Feststellungsklage mit der Begrün—

dung abgewiesen hat, die Voraussetzungen des 5 55 Abso 1 Nr„ 2

SGG seien nicht gegeben" Sie meint, das LSG. habe ihr Klagebegeh—

ren auch unter den GeSichtspunkten des 5 55 Abs° 1 Nr„ 1-9 3 und
49 hil■sweise auch des @ 54 Abs„ 5 SGG prüfen müssen° Die‘Frage„

ob die Verkennung des Feststellungsinteresses als Fehler des ge—
richtlichen Verfahrens anzusehen ist, hat der 5„ Senat des Bun—

dessozialgérichts (BSG.) durch Urteil vom 26° Februar 1960 —
SozR° SGG @ 55 Nr° 23 -

dahin entschieden, daß es sich um einen
Vérfahrensmangel handele. Auch wenn man sich dieser Auffassung
anschließt, ist im vorliegenden Fall ein Verfahrensmangel zu ver—

neinen, weil das LQG° die Klage im Ergebnis zutreffend als un2u—
lässig abgewiesen hat„ '

Wenn die Klägerin vorträgt5 das LSG° habe ihr Begehren auf Fest—

_stellung‚ die Beklagte habe für den Unfall der Beigeladenen auf-

zukommen? nicht mit der Begründung ablehnen dürfen, eine solche

Klage sei nicht im 5 55 Abs. 1 Nr. 2 SGGvorgesehen, so rügt sie
damit die Verletzung des © 55 SGG schlechthin; im Verfahren vor—

dem LSG° ist es ihr offensichtlich darauf angekommen, daß in ir—

gendeiner Form die Leistungspflicht des Beklagten festgestellt
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werde; das LSG° hat daher ihr Klagebegehren unter allen recht-

lichen Gesichtspunkten prüfen müssen° Auch wenn indes ihre Kla—

ge nicht als eine Feststellungsklage im Sinne von 5 55 Abs° 1

Nr° 2 SGG, sondern als Feststellungsklage im Sinne von 5 55 Abs.
1 Nr„ 1 oder Nr„ 3 oder Nr. 4 oder als Leistungsklage im Sinne

von @54 Abs, 5 ses aufgefaßt wird, ist ein Rechtsschutzbedürf—
nis für die Klage gegen den Beklagten nicht anzuerkennen; das

Feststellungsinteresse, das Voraussetzung für die Zulässigkeit

einer Feststellungsklage ist, ist auch nur eine besondere Form

des Rechtsschutzbedürfnisses° Die Klägerin ist nicht darauf an—

gewissen, die Frage, ob sie oder der Beklagte für den Unfall der

Beigeladenen aufzukommen hat, durch einen Rechtsstreit mit dem

Beklagten zu klären„ Vom Beklagten ist der Antrag der Beigelade—

nen, ihr wegen des Unfalls vom 25° September 1942 Versorgung zu
gewähren, mit Bescheid vom 5, August 1955 abgelehnt worden° Die

Beigeladene hat diesen Bescheid nicht angefochten, das Rechtsver—

hältnis zwischen ihr und dem Beklagten ist daher bindend gere—
gelt (@@77 SGG, 24 Abs° 2 des Gesetzes über das Verwaltungsver—

fahren der Kriegsopferversorgung — VeerG »), Über den Antrag der

Beigeladenen auf Gewährung von Rente durch die Klägerin ist noch

kein Bescheid ergangen; hierüber kann und muß allein die Klägerin

entscheiden; sie kann den Antrag der Beigeladenen ablehnen, falls

sie der Auffassung ist, sie habe nicht für den Unfall aufzukom—

men; auf eine etwaige Klage der Beigeladenen wird dann gericht-

lich geklärt, ob die Klägerin Entschädigung zu leisten hat° Unter
diesen Umständen ist ein Rechtsschutzinteresse der Klägerin zu

verneinen, Im Ergebnis hat deshalb das LSG, zu Recht das Urteil

des SG° aufgehoben und die Klage als unzulässig abgewiesen;

zwar ist die Begründung, die das LSG° seiner Entscheidung gege-
ben hat, zumindest unvollständig, darin liegt aber hier kein

Verfahrensmangel, weil das LSG° im Ergebnis richtig entschieden

hat° Die Revision ist nicht statthaft nach 5 162 Abs° 1 Nr° 2
SGG; sie ist als unzulässig zu verwerfen (@ 169 Satz 2 SGG)°
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Die Kostenentscheidung ergibt sich aus @ 193 SGG°
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